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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schirmer, Dr. Bardens, Amling, 

Dr. Emmerlich, Anbuhl, Eckerland, Egert, Frau Eilers (Bielefeld), Fiebig, Hauck, 
Jaunich, Kratz, Marschall, Wende, Zeitler, Spitzmüller, Christ und der Fraktionen 
der SPD, FDP 
- Drucksache 7/1584 - 

betr. Förderung von Angeboten für Freizeit und Erholung 


Schreiben des Bundesministers für Jugend, Familie 
und Gesundheit vom 2. April 1974 - 014 - KA 7- 
22 : 

Die Förderung von Angeboten für Freizeit und Er- 
holung ist in der Regel Aufgabe der Länder. Im 
Rahmen anderer politischer Aufgaben sowie im 
überregionalen Zusammenhang hat der Bund auf 
verfassungsrechtlich unterschiedlicher Grundlage 
seit geraumer Zeit zumindest mittelbar auch Frei- 
zeitbelange berücksichtigt. Die Bundesregierung 
wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten künftig noch 
verstärkt auf Verbesserungen für die Freizeitsitua- 
tion der Bürger hinwirken. Mit dieser Maßgabe be- 
antworte ich die Kleine Anfrage namens der Bun- 
desregierung wie folgt: 


1. Welche Maßnahmen wurden bisher von der Bun- 
desregierung realisiert oder sind in der Planung 
abgeschlossen, um die Voraussetzungen für sinn- 
voll gestaltete Freizeit und Erholung zu verbes- 
sern und zu schaffen? 

Inwieweit sind diese Maßnahmen bereits in ein 
umfassendes Konzept der Freizeitpolitik inte- 
griert, und welches sind die tragenden Elemente 
dieses Konzeptes? 

Für die Bundesregierung ist die Verbesserung der 
Freizeitmöglichkeiten eine wichtige gesellschaftspo- 
litische Aufgabe. Die Lebensbedingungen der Indu- 
striegesellschaft haben die Bedeutung der Freizeit 
sowie der Erholung als Teilaspekt von Freizeit 
wachsen lassen. Dabei darf Freizeit nicht isoliert 
von anderen Lebensbereichen, insbesondere von 
der Arbeitswelt gesehen werden. Für die Mehrheit 
der Arbeitnehmer gilt, daß für sie die Chance einer 
erfüllten, der Entfaltung im individuellen und ge- 
sellschaftlichen Bereich dienenden Freizeit überwie- 


gend abhängig ist von den Bedingungen des Ar- 
■ beitsprozesses. Wer z. B. auf längere Sicht an einem 
j Arbeitsplatz tätig ist, an dem keine Möglichkeit zu 
Mitsprache und Entfaltung eigener Initiative bleibt 
! oder die physische bzw. psychische Gesundheit ge- 
fährdet ist, der ist schon dadurch in seinen indivi- 
duellen Verhaltensmöglichkeiten in der Freizeit 
weitgehend eingeengt. Politik, die Freizeitchancen 
für breite Bevölkerungsschichten verbessern will, ist 
deshalb im Zusammenhang mit einer Politik zur 
Humanisierung der Arbeitswelt zu sehen. 

Die im folgenden geschilderten bisherigen Maßnah- 
men sind primär mit anderen politischen Zielsetzun- 
; gen verbunden. Sie wurden noch nicht mit einer in- 
tegrierten, ressortübergreifenden freizeitpolitischen 
Konzeption abgestimmt. Angesichts der Breite die- 
ser mit dem Organisationserlaß des Herrn Bundes- 
kanzlers vom 19. Dezember 1972 und der Regie- 
rungserklärung vom 18. Januar 1973 erstmals direkt 
angesprochenen und dem Bundesministerium für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit übertragenen neuen 
Querschnittsaufgabe kann die folgende Aufzählung 
| nur einen knappen Überblick über die wichtigsten 
Maßnahmenbereiche geben. 

j I. Bisherige Aktivitäten des Bundes 

i 

a) Räumliche Voraussetzungen für die Freizeit 

Die langfristig angelegten Zielsetzungen der Raum- 
ordnung (vgl. Raumordnungsbericht 1972 der Bun- 
desregierung, Drucksache VI/3793) dienen u. a. 
i auch der Sicherung der räumlichen Voraussetzungen 
j für die Freizeit. Insbesondere das im Entwurf vor- 
liegende Bundesraumordnungsprogramm soll zum 
Abbau der Unterschiede beitragen, die auch im Frei- 
zeitbereich (Ausstattung mit Freizeitinfrastruktur, 

| freizeitgerechte natürliche Umwelt sowie Raum- und 
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Siedlungsstruktur) zwischen verschiedenen Teilräu- 
men des Bundesgebietes bestehen, und durch Vor- 
ranggebiete für Freizeit und Erholung die räum- 
lichen Voraussetzungen verbessern. Die Berücksich- 
tigung von Freizeitbelangen bei der Stadtentwick- 
lung wird über die bisherigen Regelungen hinaus 
bei den laufenden Arbeiten zur Novellierung des 
Bau- und Planungsrechts verstärkt. 

Für die Förderung kommunaler Infrastrukturinvesti- 
tionen zur Steigerung des Wohn- und Freizeitwer- 
tes aus dem ERP-Darlehensprogramm hat die Bun- 
desregierung in den Jahren 1970 bis 1972 rund 210 
Millionen DM aufgewendet. Der Bund stellt im Zuge 
der Zonenrandförderung seit 1971 jährlich rund 50 
Millionen DM als Zuschußmittel für den Ausbau 
von Freizeitangeboten (Stätten der Jugendarbeit 
und Erwachsenenbildung; Sportstätten; Einrichtun- 
gen für Behinderte und überörtliche Einrichtungen 
für die ältere Generation; Theater, Festspiele und 
Orchester; Büchereiwesen, Heimat-, Volkstums- und 
Denkmalspflege) im Zonenrandgebiet zur Verfü- 
gung. 

Die dem Bundestag vorliegenden Entwürfe eines 
Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege 
sowie des Bundeswaldgesetzes haben u. a. zum Ziel, 
Wald und Flur dem Erholung suchenden Menschen 
frei zugänglich zu machen, bestimmte Teile von 
Natur und Landschaft auch für Zwecke von Freizeit 
und Erholung unter besonderen Schutz zu stellen, 
im Rahmen des Möglichen Vorsorge gegen Ein- 
griffe in Natur und Landschaft zu treffen sowie 
Maßnahmen zur freizeitgerechten Erschließung der 
Landschaft zu fördern. Dem Bedürfnis nach Freizeit- 
möglichkeiten in der Natur entsprechend hat die 
Bundesregierung die Schaffung, Erschließung und 
Pflege von Naturparks sowie von vergleichbaren 
Erholungsgebieten mit einem Mittelaufwand von 
durchschnittlich etwa 1 Million DM jährlich bis 1971, 
sowie 9,5 Millionen DM im Jahre 1972 unterstützt. 
Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" werden 
öffentliche und private Einrichtungen des Fremden- 
verkehrs gefördert. 

Die Bundesregierung fördert die Bemühungen um 
Ausbau und Nutzung der Angebote von „Urlaub auf 
dem Bauernhof". Bundesweite Wettbewerbe wie 
„Unser Dorf soll schöner werden", „Bürger, es geht 
um Deine Gemeinde", „Industrie in der Landschaft" 
und „Vorbildliche Campingplätze in der Landschaft" 
tragen zur Erhaltung und Verbesserung des Frei- 
zeitwertes bestimmter Landschaften, Gemeinden und 
Einrichtungen bei. 

Der Freizeitverkehr (Wochenend- und Urlaubsreise- 
verkehr) ist bei den Ausbauplanungen der Ver- 
kehrswegenetze und den Investitionsentscheidungen 
für die Verkehrsinfrastruktur ein gewichtiger Fak- 
tor. 

Bei der Prognose des künftigen Verkehrsaufkom- 
mens und bei der Berechnung der Auslastungen von 
Straße, Schiene, Wasserstraße, aber auch im Luftver- 
kehr wurde im Rahmen der Aufstellung des Bundes- 
verkehrswegeplans und des Bedarfsplanes für die 
Bundesfernstraßen der Freizeitverkehr voll berück- 


sichtigt. Verkehrslenkende Maßnahmen dienen der 
Entflechtung und Verteilung des Urlaubsreisever- 
kehrs. Seit 1969 werden im Verordnungswege wäh- 
rend der Hauptreisezeit LKW-Verbote für die wich- 
tigsten Autobahnen angeordnet, um den Ferienrei- 
senden die Fahrt zu ihren Urlaubszielen zu erleich- 
tern. Durch eine laufende Verbesserung des Ver- 
kehrswarnfunks der Polizei wird auch im Freizeit- 
verkehr den Bedürfnissen nach einer sicheren und 
flüssigen Verkehrsabwicklung Rechnung getragen. 

Die Fremdenverkehrspolitik der Bundesregierung 
ist überwiegend auf die wirtschaftspolitischen 
Aspekte der Befriedigung von Freizeitbedürfnissen 
ausgerichtet (vgl. Drucksache V/3433). 

b) Weiterbildung als wesentlicher Freizeitinhalt 

Ohne das politische und soziale Engagement des 
Bürgers auch während der Freizeit ist die Aufrecht- 
erhaltung demokratischer Institutionen kaum mög- 
lich. Um die zur Teilnahme an demokratischen Wil- 
lensbildungsprozessen notwendigen Kenntnisse er- 
werben und stetig erweitern zu können, wird in 
nicht unwesentlichem Umfang freie Zeit erforderlich 
sein. Außerdem muß dem wachsenden Interesse vie- 
ler Bürger, sich auch in der Freizeit beruflich oder 
allgemein weiterzubilden, Rechnung getragen wer- 
den. Weiterbildung einschließlich politischer Bil- 
dung ist daher als möglicher Inhalt von Freizeit be- 
sonders wichtig. Die Bundesregierung fördert im 
Rahmen übergreifender Aufgaben der Weiterbil- 
dung für Erwachsene wichtige, zentrale Einrichtun- 
gen sowie die Entwicklung erwachsenengerechter 
Curricula. Auf die wesentlich breiter angelegte zen- 
trale Förderung im Bereich der außerschulischen 
Jugendarbeit durch den Bundesjugendplan wird an 
anderer Stelle eingegangen. 

c) Breiten- und Freizeitsport 

Der Sport als ein weiterer bedeutsamer Inhalt von 
Freizeit wurde von der Bundesregierung im Rah- 
men des Goldenen Planes mit erheblichen Mitteln 
gefördert. 

Die Belange des Wassersports werden an den Bun- 
deswasserstraßen im Rahmen der verfügbaren Mit- 
tel berücksichtigt. Beim Bau neuer Stauanlagen wer- 
den die für die Sportschiffahrt erforderlichen Ein- 
richtungen von vornherein eingeplant. Selbstbedien- 
bare Sportbootschleusen, Bootsgassen und beson- 
ders hergerichtete Einsetzstellen sollen den Was- 
sersport, der sich in den letzten Jahren zu einem 
Breitensport entwickelt hat, auf den Bundeswasser- 
straßen fördern. Gegenwärtig werden Empfehlungen 
für den Bau von Wassersportanlagen an Binnenwas- 
serstraßen erarbeitet. Mit ihrer Veröffentlichung ist 
im Laufe dieses Jahres zu rechnen. 

Durch bundesweite Informations- und Aufklärungs- 
kampagnen sind Freizeitsport sowie gesundheitsge- 
rechtes Verhalten in Freizeit und Urlaub gefördert 
worden. Die Bundesregierung hat die Aktionen 
„Mehr Spaß in die Freizeit", „Ferien mit Fantasie" 
und die „Trimm-Dich-Aktion" finanziell unterstützt. 

| Für 1974 bis 1976 ist eine umfassende Aufklärungs- 
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aktion über „Richtige Ernährung und körperliche 
Betätigung" vorgesehen. 

d) Freizeitangebote für bestimmte Bevölkerungs- 
gruppen 

über die bisher genannten, für alle Bevölkerungs- 
gruppen bedeutsamen Maßnahmen hinaus hat sich 
die Bundesregierung bemüht, die besondere Frei- 
zeitsituation bestimmter Alters- und Sozialgruppen 
durch spezielle Maßnahmen zu berücksichtigen. 

Wesentliche Teile der aus Mitteln des Bundesjugend- 
planes geförderten Maßnahmen sind auch für die 
Verbesserung der Freizeitmöglichkeiten von Kin- 
dern und Jugendlichen von großer Bedeutung. Die 
Bundesregierung fördert in diesem Rahmen seit Jah- 
ren Einrichtungen, Maßnahmen und Veranstaltun- 
gen der im Freizeitbereich angesiedelten außerschu- 
lischen Jugendbildung (politische, kulturelle, sport- 
liche, soziale und berufsorientierte Jugendbildung 
sowie internationale Jugendbegegnungen; Einrich- 
tung von Jugendherbergen; Bau und Einrichtung von 
zentralen Jugendbildungs-, Jugendfreizeit- und Ju- 
genderholungsstätten) . 

Seit 1951 bzw. 1956 unterstützte die Bundesregierung 
Bau und Einrichtung von 150 Müttererholungshei- 
men, die bisher von ca. 1,5 Millionen erholungssu- 
chenden Müttern genutzt wurden sowie 136 gemein- 
nützige Familienferienstätten mit ca. 17 300 Betten. 
Sie hat hierfür bisher insgesamt 119 Millionen DM 
aufgewendet. 

Im Rahmen der Förderung von gesellschaftspoliti- 
schen Maßnahmen für die ältere Generation (Modell- 
vorhaben) werden seit 1968 Zuwendungen für Ein- 
richtungen (z. B. Alten-, Sozial- und Rehabilitations- 
zentren) bewilligt. 

Dabei werden auch Freizeit- und Erholungsangebote 
berücksichtigt (z. B. Spiel-, Sport- und Bewegungs- 
möglichkeiten, Altenerholungseinrichtungen, Alten- 
clubs und Altentagesstätten). Für Modellvorhaben 
wurden von 1968 bis 1973 insgesamt ca. 30 Millio- 
nen DM aufgewendet. 

Das Aktionsprogramm der Bundesregierung zur För- 
derung der Rehabilitation der Behinderten von 1970 
sieht u. a. vor, die Möglichkeiten für eine Teilnahme 
der Behinderten am Leben der Gemeinschaft auch 
durch Maßnahmen der Freizeitgestaltung und Erho- 
lungsfürsorge zu verbessern, die den speziellen 
Wünschen und Bedürfnissen der Behinderten Rech- 
nung tragen. Die Bundesregierung unterstützt die 
Dachorganisation, die Bundesarbeitsgemeinschaft 
„Hilfe für Behinderte", bei der Lösung von Freizeit- 
problemen speziell dieser Gruppe. 

Um die derzeit vorhandenen gruppenspezifischen 
Freizeitmöglichkeiten voll ausnutzen zu können, wid- 
met die Bundesregierung der gezielten Information 
von Gruppen, die im Freizeitbereich benachteiligt 
sind, besondere Aufmerksamkeit: durch Informa- 
tionsschriften und Kataloge über familiengerechte 
Ferienunterkünfte sowie gesundheitsgerechtes Frei- 
zeit- und Urlaubsverhalten; Ferienführer für Behin- 
derte; Ratgeber für die Gestaltung von Ferien, Frei- 


zeit und Kur für Familien mit kranken oder behin- 
derten Kindern; Ratgeber für ältere Menschen mit 
Vorschlägen zum Freizeit- und Urlaubsverhalten. 

e) Forschung im Freizeitbereich 

Die Bundesregierung hat im Zusammenhang mit den 
genannten Planungen und Maßnahmen erhebliche 
Mittel zur Intensivierung der Forschung im Freizeit- 
bereich aufgewendet, so u. a. für Untersuchungen 
über: Freizeitverkehr (Wochenend- und Urlaubsrei- 
severkehr); natur- und landschaftsgebundene Frei- 
zeitmöglichkeiten; potentielle Freizeitgebiete; mit 
Raumordnung, Stadtentwicklung und Wohnungsbau 
verbundene Freizeitfragen; Freizeitverhalten, Frei- 
zeitprobleme und Freizeitwünsche bestimmter Bevöl- 
kerungsgruppen; bestimmte Freizeitinhalte wie z. B. 
Sport. Überlegungen zu einer darüber hinausgehen- 
den, grundlegenden und systematischen Freizeitfor- 
schung sind in Angriff genommen worden. 

f) Förderung von zentralen Dachorganisationen 

Verschiedene im Freizeitbereich auf Bundesebene 
tätige zentrale Dachorganisationen werden durch die 
Bundesregierung gefördert. 

II. Koordinierung der freizeitpolitisch bedeutsamen 
Maßnahmen des Bundes 

Die Bundesregierung hat mit der Erarbeitung einer 
Konzeption zur Koordinierung der freizeitpolitisch 
bedeutsamen Aktivitäten des Bundes begonnen. Da- 
bei ist zu berücksichtigen, daß die Zuständigkeit für 
einzelne Maßnahmen bei den Ländern liegt. Die Bun- 
desregierung wird jedoch bemüht sein, im Rahmen 
ihrer verfassungsrechtlich unterschiedlich begründe- 
ten Möglichkeiten auf eine verstärkte Beachtung von 
Freizeitbelangen hinzuwirken. Sie kann Maßnahmen 
nichtstaatlicher zentraler Organisationen im Freizeit- 
bereich unterstützen, soweit diese für das Bundes- 
gebiet als Ganzes von Bedeutung sind und ihrer Art 
nach von einem Land allein nicht wirksam gefördert 
werden können. Darüber hinaus kann der Bund die 
Entwicklung geeigneter und bedarfsdeckender Frei- 
zeitangebote im Rahmen seiner verfassungsrecht- 
lichen Zuständigkeit auch dadurch vorantreiben, daß 
er die Freizeitforschung und im Zusammenhang da- 
mit Modelleinrichtungen fördert sowie Aufklärungs- 
kampagnen und andere Formen öffentlicher Informa- 
tionsarbeit durchführt. 

Bei der Erarbeitung der freizeitpolitischen Konzep- 
tion der Bundesregierung werden folgende Prinzi- 
pien von Bedeutung sein: 

1. Die Befriedigung der steigenden Freizeitbedürf- 
nisse wirft Probleme auf, die weder vom Einzel- 
nen noch vom freien Spiel der Kräfte allein zu- 
friedenstellend gelöst werden können. Der Staat 
muß sich daher der planenden Vorsorge für die 
Freizeit als einer politischen Aufgabe annehmen, 
wenn die wichtigsten Merkmale von Freizeit er- 
halten bzw. für alle Bevölkerungsgruppen er- 
reicht werden sollen: freie Wahlmöglichkeiten 
und Eigenentscheidung. Dabei wird die Bundes- 
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regierung um geeignete Formen des Zusammen- 
wirkens von freien und öffentlichen Trägern, um 
ein ausgewogenes Nebeneinander von gemein- 
nützigen und kommerziellen Angeboten bemüht 
sein. 

2. Freizeitpolitik führt zu verbesserten Angeboten, 
informiert und erleichtert ihre Nutzung. Sie 
schreibt nicht vor, wie Freizeit sinnvoll zu ge- 
stalten ist, sondern schafft Voraussetzungen für 
entsprechende Eigenentscheidungen der Bürger 
und klärt über Möglichkeiten der Freizeit, auch 
im Hinblick auf eine Sicherung der Gesundheit 
als Zustand völligen körperlichen, geistig-seeli- 
schen und sozialen Wohlbefindens, auf. Zweck- 
und absichtsfreies Spiel beispielsweise, aber 
auch Nichtstun und individueller Genuß sind 
ebenso sehr als berechtigter Inhalt von Freizeit 
anzusehen wie die vielfältigen sozialen und kul- 
turellen Möglichkeiten. Die freie Entscheidung 
des einzelnen, wieviel seiner freien Zeit er in 
welcher Weise verwenden will, darf nicht einge- 
engt werden. 

3. Freizeitpolitische Bemühungen dienen dem Ab- 
bau jener Schranken, die einer selbstbestimmten, 
unter Alternativen frei wählbaren Nutzung der 
freien Zeit entgegenstehen. Sie sollen dazu bei- 
tragen, insbesondere für bisher in ihrer Freizeit 
benachteiligte Gruppen bessere Voraussetzungen 
zu schaffen. 

4. Freizeitpolitik ist Teil einer Gesellschaftspolitik, 
die darauf gerichtet ist, humane, sozial gerechte 
und demokratische Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen für alle Bürger zu schaffen. Freizeitpolitik er- 
setzt nicht, sondern ergänzt andere Politiken. Der 
Handlungsraum für Freizeitpolitik wird tenden- 
ziell um so größer, je weniger die Freizeit aus- 
schließlich zur Erhaltung der Arbeitskraft genutzt 
werden muß. 

Die Humanisierung der Arbeitswelt ist insofern 
eine sehr wichtige Voraussetzung für eine auf 
Selbstbestimmung des Bürgers angelegte Freizeit- 
politik, die allen Bevölkerungsgruppen eine 
Chance zu unabhängigem Lebensgefühl und eige- 
ner Initiative und einem nach eigener Sicht er- 
füllten Freizeiterleben bietet. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, durch geeignete 
Formen der Zusammenarbeit zwischen Wissen- 
schaft einerseits, den beteiligten Fachministern 
auf Bundes- und Länderebene andererseits 
grundlegende Aussagen über das derzeitige Frei- 
zeitverhalten der Bürger, über vorhersehbare 
Entwicklungen und erforderliche politische Maß- 
nahmen zu erarbeiten und alsbald vorzulegen? 

Die Bundesregierung wird eine freizeitpolitische 
Konzeption mit grundlegenden Aussagen über das 
derzeitige Freizeitverhalten der Bürger, über vorher- 
sehbare Entwicklungen und erforderliche politische 
Maßnahmen erarbeiten und im Jahre 1975 vorlegen. 
Die Beiträge der Wissenschaft werden in geeigneter 
Form in diese Arbeit Eingang finden. 


Für diese Fragen sind im Bundesministerium für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit mit der Konstituierung 
einer interdisziplinär zusammengesetzten Projekt- 
gruppe „Freizeit 11 organisatorische Voraussetzungen 
einer engeren Zusammenarbeit mit der Wissenschaft 
geschaffen worden. Bei der weiteren Ausarbeitung 
dieser Konzeption werden alle von Freizeitfragen 
berührten Bundesministerien Zusammenarbeiten. Die 
Bundesregierung wird die Bundesländer an der Ent- 
wicklung der Konzeption beteiligen. Mit den im Frei- 
zeitbereich tätigen Institutionen und Verbänden 
wird zu gegebenem Zeitpunkt in eine Erörterung der 
Vorstellungen des Bundes eingetreten werden. 

Die freizeitpolitische Konzeption wird grundlegende 
Aussagen enthalten 

— zu Freizeitpolitik als einem Teilaspekt umfassen- 
der Gesellschaftspolitik, 

— zur Analyse der gegenwärtigen Freizeitsituation 
unter besonderer Berücksichtigung der in diesem 
Bereich benachteiligten Bevölkerungsgruppen, 

— zur Prognose alternativer Entwicklungsmöglich- 
keiten im Freizeitbereich und deren Folgen, 

— zu den bisherigen freizeitpolitischen bedeutsamen 
Aktivitäten des Bundes, 

— zu politischen Zielsetzungen für die Entwicklung 
der Freizeitmöglichkeiten, insbesondere zum Ab- 
bau gruppenspezifischer Benachteiligungen, 

— zu Folgerungen, die sich für einzelne Sachbereiche 
aus freizeitpolitischen Zielsetzungen ergeben, 

— zu einem freizeitpolitischen Aktionsprogramm für 
den Zeitraum bis 1985. 


3. Wie werden sich nach Auffassung der Bundes- 
regierung Freizeitbedarf und Freizeitnachfrage 
entwickeln, und wie wird sich diese Entwicklung 
auf Raum- und Siedlungsstruktur auswirken? 

Gewährleisten die Grundsätze des Raumord- 
nungsgesetzes von 1965 eine Berücksichtigung 
von dem heutigen Verständnis entsprechenden 
Freizeitbedürfnissen in Raumordnung und Lan- 
desplanung? 

Grundlagen für Aussagen über die Entwicklung von 
Bedarf und Nachfrage nach Freizeiteinrichtungen 
sind derzeitiger und künftiger Umfang sowie Ver- 
teilung von freier Zeit und das Freizeitverhalten der 
Bevölkerung. Freizeit unterliegt ausgesprochen sub- 
jektiven Empfindungen und Entscheidungen. Frei- 
zeitinhalte sind abhängig vom Grad an Informiert- 
heit und dem Vorhandensein von Wahlmöglichkei- 
ten. Das Freizeitverhalten ist überdies in hohem 
Maße abhängig von Alter, Geschlecht und Familien- 
stand, von Wohn- und Arbeitsbedingungen, Einkom- 
men und der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Gesamtentwicklung. 

Einigermaßen abgesicherte Prognosen zur Entwick- 
lung des Freizeitverhaltens liegen bisher nicht vor. 
Wissenschaftliche Erörterungen über künftige Frei- 
zeit kommen zu widersprüchlichen Aussagen. Die 
Entwicklungsmöglichkeiten der Arbeitszeit wie auch 
der freien Zeit sind von der Technik und damit der 
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Produktivitätsentwicklung abhängig. In diesem Rah- 
men ist eine weitere Verkürzung der täglichen bzw. 
wöchentlichen Arbeitszeit ebenso denkbar wie eine 
andere Verteilung der Arbeitszeit über das Jahr (z. B. 
mehr Urlaub bzw. Bildungsurlaub) oder über das ge- 
samte Arbeitsleben (z. B. längere Bildungszeiten, frü- 
heres Rentenalter). Insgesamt könnte die Verteilung 
von Arbeits- bzw. freier Zeit für Planungen im Frei- 
zeitbereich wichtiger sein als der Gesamtumfang. 

In den zurückliegenden Jahrzehnten hat neben den 
sozialen Bedingungen vor allem die vorgegebene 
Siedlungsstruktur weitgehend das Freizeitverhalten 
bestimmt. Die städtebauliche Funktionentrennung 
schränkte auch die Freizeitmöglichkeiten immer mehr 
ein oder drängte sie immer weiter an die Peripherie, 
bis Freiräume nur noch durch Ausflugsverkehr er- 
reichbar waren. Erholungsgebiete wurden daher bis- 
her vorwiegend in den traditionellen Feriengebieten 
oder in anderen landschaftlich reizvollen Räumen 
ausgewiesen, ohne daß Erreichbarkeit und infra- 
strukturelle Ausstattung in hinreichendem Maße 
bestimmend waren. 

Für eine, auch Freizeitbedürfnissen gerecht werden- 
de Entwicklung der Raum- und Siedlungsstruktur, 
sind insbesondere folgende Bestimmungsfaktoren 
wesentlich: 

— Die insgesamt zur Verfügung stehende freie Zeit 
wird gegenwärtig zu etwa 70 v. H. in Form von 
Tagesfreizeit in der Wohnung oder in Wohnungs- 
nähe, zu 20 v. H. als Wochenendfreizeit und nur 
zu 10 v. H. in Form des Jahresurlaubs verbracht. 

— - Die erheblich gestiegene Urlaubsreiseintensität 
mit zunehmender Zahl an Kurz- und Zweiturlau- 
ben läßt auch eine größere Zahl von Inlandsreisen 
erwarten. 

— Der zunehmende Naherholungsverkehr, der zu 
rund 75 v. H. an den privaten Pkw gebunden ist, 
führt zu teilweise heute schon bedenklichen Über- 
lastungen sowohl der Straßen als auch der knap- 
pen Freizeitgebiete, insbesondere in den nicht 
seltenen Fällen einer Überschneidung von kurz- 
fristiger (Naherholung) und längerfristiger Frei- 
zeit (Ferien, Urlaub). 

— Die steigende Nachfrage nach Freizeitwohnsitzen 
konzentriert sich hauptsächlich auf besonders 
attraktive Freizeitgebiete sowie auf den Naher- 
holungsbereich der großen Verdichtungsräume. 
Beide sollen jedoch der Allgemeinheit zugänglich 
bleiben. 

-- Der Mangel an geeigneten und leicht erreichbaren 
Freizeiteinrichtungen schließt ökonomisch oder 
in ihrer Mobilität benachteiligte Bevölkerungs- 
gruppen von bestimmten, für die gesamte Bevöl- 
kerung bedeutsamen Freizeitaktivitäten aus. 

— Ein großer Teil der Bevölkerung ist in seiner 
freien Zeit vorwiegend auf wohnungsnahe Frei- 
zeitangebote angewiesen, die zur Zeit jedoch 
weithin fehlen. 

Diese Entwicklungstendenzen sind großenteils be- 
reits im Raumordnungsbericht 1972 der Bundesregie- 
rung aufgezeigt und in ihren raumordnerischen Aus- 
wirkungen dargestellt worden. Die darin veröffent- 


lichte Karte „Erholungsgebiete und als Erholungs- 
gebiete geeignete Räume“ ist eine unverbindliche 
Bestandsaufnahme. Einheitliche Bestimmungskrite- 
rien lagen ihr noch nicht zugrunde. Für die Fortent- 
wicklung der Raum- und Siedlungsstruktur ergeben 
sich vor allem folgende Konsequenzen: 

— Schaffung freizeitgerechter Wohnungen sowie 
von Siedlungen mit bedarfsorientiertem, vielfäl- 
tigem Angebot an Freizeiteinrichtungen; 

— Erzielung einer Siedlungsstruktur, in der ausrei- 
chende Siedlungsgrößen bei zumutbaren Entfer- 
nungen auch aufwendigere Freizeiteinrichtungen 
zu tragen vermögen; 

— Sicherung und infrastruktureller Ausbau von Ge- 
bieten für kurzfristige Freizeit (Naherholungs- 
gebiete) vordringlich in oder in unmittelbarer Nä- 
he von Verdichtungsräumen unter Bevorzugung 
solcher Gebiete, die mit öffentlichen Verkehrs- 
mitteln erreichbar sind; 

— Ausweisung und schwerpunktmäßiger Ausbau 
von Gebieten für längerfristige Freizeit; 

— Verminderung von räumlichen Überlagerungen 
sich störender, Kombination sich ergänzender 
Freizeitformen; 

— Umlenkung der Nachfrage nach Freizeitwohnsit- 
zen in regionalplanerisch ausgewählte Gebiete 
und Siedlungen, um landschaftlich bevorzugte 
Räume vorrangig der Allgemeinheit zugänglich 
zu halten. 

# 

Die raumordnerischen Grundsätze für Freizeit und 
Erholung sind in § 2 Abs. 1 des Raumordnungsgeset- 
zes (ROG) enthalten. Anknüpfungspunkt für die dort 
genannten Einzelgrundsätze sind die Lebensbedin- 
gungen in einem Gebiet. Der Begriff der Lebensbedin- 
gungen umfaßt auch Belange von Freizeit und Erho- 
lung. Er läßt eine, den derzeitigen Erfordernissen ent- 
sprechende, inhaltliche Ausgestaltung aufgrund 
neuerer Erkenntnisse zu. Das ROG stellt sicher, daß 
die Belange der Freizeit und Erholung im konkreten 
Fall bei der Abwägung gemäß § 2 Abs. 2 entspre- 
chend ihrer Gewichtigkeit zur Geltung gebracht wer- 
den. 

In § 2 Abs. 1 Nr. 7 ROG wird die Erholungsfunktion 
der Landschaft als zu berücksichtigender Grundsatz 
besonders hervorgehoben. Dieser Grundsatz wird 
durch ergänzende Grundsätze der Länder (§ 2 Abs. 3 
ROG) und durch Ziele für Freizeit und Erholung in 
Programmen und Plänen der Länder (§ 5 Abs. 2 ROG) 
konkretisiert. 


4. Von welchen freizeitpolitischen Grundsätzen 
geht das in Vorbereitung befindliche Bundes- 
raumordnungsprogramm aus 

— * bei der Ausweisung und Zuordnung von Vor- 
ranggebieten für Freizeit und Erholung, 

— bei der Festlegung von Schwerpunkten und 
Prioritäten für den Ausbau der Freizeitinfra- 
struktur? 

Hält es die Bundesregierung für notwendig, dem 
immer deutlicher werdenden Trend zur Trennung 
der verschiedenen Lebensbereiche, wie Woh- 
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nung, Arbeit, Freizeit entgegenzuwirken, und in 
welcher Weise wird dies geschehen? 

Im Rahmen der angestrebten raumordnungspoliti- 
schen Gesamtkonzeption für die räumliche Entwick- 
lung des Bundesgebietes kommt der bedarfsgerech- 
ten Sicherung und planerischen Gestaltung von Frei- 
zeiträumen und -einrichtungen wegen der besonde- 
ren Raumbedeutsamkeit des Funktionsbereiches 
Freizeit große Bedeutung zu. Sie leitet sich aus dem 
erheblichen Flächenbedarf, der Konkurrenz mit an- 
deren Raumansprüchen und dem Einfluß auf teil- 
räumliche Entwicklungen her. 

Freizeitpolitische Grundsätze im Entwurf des Bundes- 
raumordnungsprogramms (BROP) ergeben sich aus 
seiner grundlegenden Zielrichtung, in allen Teil- 
räumen des Bundesgebietes die räumlichen Voraus- 
setzungen für Chancengleichheit und für Gleichwer- 
tigkeit der Lebensbedingungen zu schaffen und zu 
sichern sowie zum Abbau großräumiger Unterschiede 
beizutragen. Gleichwertige Lebensbedingungen um- 
fassen dabei auch Freiheit und Chancengleichheit in 
der Freizeitgestaltung. 

■fr 

Um ausreichende Räume für Tages- und Wochenend- 
freizeit in angemessener Zuordnung zu den Bedarfs- 
zentren und geeignete Gebiete für die längerfristige 
Freizeit (Ferienerholung) wirksam zu sichern, sollen 
nach dem Entwurf des BROP qualitativ und quanti- 
tativ ausreichende Vorranggebiete für Freizeit und 
Erholung ausgewiesen werden. Insbesondere inner- 
halb oder in der Nähe der Bedarfszentren stehen 
diese Flächenansprüche unter starkem Konkurrenz- 
druck ökonomisch einträglicherer Flächennutzungen. 
In Vorranggebieten sollen die landschaftlichen Vor- 
aussetzungen gesichert bzw. geschaffen und die Frei- 
zeitinfrastruktur entsprechend den vielfältigen Akti- 
vitäten und Bedürfnissen der Bevölkerung mit einem 
ausreichenden und differenzierten Angebot ausge- 
baut werden. 

Ausweisung und Zuordnung der Vorranggebiete für 
Freizeit und Erholung werden zu orientieren sein an 

— Bedarf an Freizeitflächen (jetziger, künftiger, nur 
bedingt vorhersehbarer Flächenbedarf) 

— raumbezogenen Ansprüchen der verschiedenen 
Freizeitaktivitäten (ruhig/bewegt, individuell/ge- 
meinschaftlich) 

— Eignung eines Gebietes für verschiedene Freizeit- 
funktionen (natürliche Ausstattung kombiniert 
mit infrastruktureller Ausstattung) 

— Erreichbarkeit eines Gebietes (Anbindung, bei 
Naherholungsgebieten bevorzugt durch Öffent- 
lichen Personennahverkehr). 

Der Sicherung von Freizeitgebieten dient außerdem 
die nach dem Entwurf des BROP angestrebte punkt- 
axiale Siedlungsstruktur, die auch einer bisher oft 
ungesteuerten Ausdehnung der Siedlungsbereiche in 
die Fläche entgegenwirken soll, und die funktions- 
gerechte Entwicklung und Gestaltung der Raumsliuk- 
tur. 

Freizeitinfrastruktur ist im Entwurf des BROP in 
mehrere Funktionsbereiche öffentlicher Investitio- 
nen eingeschlossen. Sie findet sich sowohl in den In- 


frastrukturbereichen „Gesundheitswesen", „Bil- 
dungswesen" und „Kommunale Einrichtungen" als 
auch in dem Bereich „Verkehrswesen". 

Bei der regionalen Verteilung öffentlicher Investi- 
tionsmittel zum Ausbau der Freizeitinfrastruktur sol- 
len - bei insgesamt knappen Mitteln - unter raum- 
ordnungspolitischen Gesichtspunkten jene Teilräu- 
me des Bundesgebietes besonders gefördert werden, 
deren Ausstattung mit Freizeitinfrastruktur weit un- 
ter dem Durchschnitt liegt. 

Vordringlich müssen die Freizeitprobleme in den 
Verdichtungsräumen und großen Städten mit ihrem 
Mangel an freizeitgerechten Wohnungen und an 
Flächen und Einrichtungen für die Freizeit gelöst 
werden. Die vorwiegend auf ländlich geprägte Teil- 
räume gerichteten überregionalen Freizeitaktivitäten 
im Rahmen längerfristiger Freizeitformen (Fremden- 
verkehr) erfordern daneben eine Förderung der da- 
für notwendigen Freizeit- bzw. Fremdenverkehrs- 
infrastruktur. Die Bundesregierung wird im Rahmen 
der sachlichen und räumlichen Möglichkeiten der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" hierzu auch weiterhin beitra- 
gen. 

■fr 

Die Bundesregierung hält es für dringend erforder- 
lich, der Trennung der verschiedenen Lebensbereiche 
entgegenzuwirken. Sie betrachtet das Konzept des 
Abbaus großräumiger Unterschiede zwischen einzel- 
nen Teilräumen und der konsequenten Schwerpunkt- 
bildung in der Siedlungsentwicklung als ein wirk- 
sames Mittel hierzu. Ein Ziel im Entwurf des BROP 
ist ein ausreichendes Maß an Verdichtung von 
Wohn- und Arbeitsstätten sowie Infrastrukturein- 
richtungen. 

Gerade Freizeiteinrichtungen mit hohem Investi-. 
tions- und Unterhaltungsaufwand werden damit eher 
tragfähig und besser ausgelastet. Ihre Einbindung in 
die punktaxiale Siedlungsstruktur ermöglicht ein 
vielfältiges Angebot in guter Erreichbarkeit. 

Auch der Städtebau strebt heute statt einer Tren- 
nung der Funkionen wieder stärker eine Mischung 
miteinander verträglicher oder einander ergänzen- 
der Lebensbereiche an. Dabei erscheint die Integra- 
tion von Freizeitmöglichkeiten vielfältiger Art in die 
Wohnbereiche besonders wichtig. Werden Wohnge- 
biete mit solchen Funktionen angereichert und er- 
möglicht das Angebot vielseitige Nutzbarkeit, so 
kann dies die sozialen Kontaktmöglichkeiten verbes- 
sern und zur Vielfalt des gemeindlichen Lebens bei- 
tragen. 


5. Beabsichtigt die Bundesregierung, Initiativen 
der Bundesländer, Kreise und Gemeinden anzu- 
regen und zu unterstützen, durch die Anlagen 
geschaffen, ausgestaltet und eingerichtet werden, 
die mehr und besser als bisher den Familien, 
den jungen und alten Bürgern für Freizeit, Er- 
holung und Sport in der Nah-, Wochenend- und 
Ferienerholung dienen können? 

Die Intensivierung und Koordinierung der freizeit- 
politisch bedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
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des Bundes dient auch dem Ziel, Initiativen der Bun- 
desländer, der Kreise und Gemeinden anzuregen und 
zu unterstützen, durch die Anlagen geschaffen, aus- 
gestaltet und eingerichtet werden, die mehr und 
besser als bisher den jeweiligen Bedürfnissen, Wün- 
schen und Interessen der Bevölkerung entsprechen. 
Die Anregungen und Unterstützungen sollen sich 
nicht nur auf spezielle Anlagen, sondern in umfas- 
sendem Sinne auf Voraussetzungen für Freizeitmög- 
lichkeiten beziehen. 

Dip freizeitpolitische Konzeption der Bundesregie- 
rung wird der gemeinsamen Erörterung freizeitpoli- 
tischer Aufgaben als Grundlage und Anregung die- 
nen sowie die Möglichkeiten einer Abstimmung zwi- 
schen den verschiedenen Planungsebenen erleichtern. 
Angesichts des gegebenen Nachholbedarfs mißt die 
Bundesregierung der Entwicklung von wohnungsna- 
hen und städtischen Freizeitangeboten neben dem 
Ausbau der Naherholungsmöglichkeiten besondere 
Bedeutung zu. Sie wird im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten darauf hinwirken, daß für die Tages- und Wo- 
chenendfreizeit vorrangig Gebiete ausgebaut wer- 
den, die auch mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut 
erreichbar sind. Die Bunderegierung wird über An- 
regungen und Empfehlungen hinaus bestrebt sein, 
durch zielstrebig koordinierten Einsatz insbesondere 
ihrer bereits gegebenen sowie in Entwicklung befind- 
lichen raumordnerischen, strukturpolitischen, städte- 
baulichen und wohnungsbaupolitischen Möglichkei- 
ten die Bundesländer, Kreise und Gemeinden wirk- 
sam zu unterstützen. 


6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, freizeitpolitischen Zielsetzungen im Woh- 
nungs- und Städtebau Rechnung zu tragen und 
zu einer stärkeren Integration von Freizeitange- 
boten im Wohnbereich zu gelangen? 

Inwieweit berücksichtigt die Bundesregierung 
dies bei ihren Demonstrativ-Versuchs/Ver- 
gleichs-Bauvorhaben? 

Bei zahlreichen Gemeinden ist im Freizeitbereich 
eine Unterversorgung festzustellen. Dies zwingt vie- 
le Bürger dazu, ihre Freizeit in der eigenen Woh- 
nung oder in der freien Landschaft zu verbringen. 
Eine Reihe gesellschaftspolitisch-bedeutsamer Frei- 
zeitaktivitäten ist vornehmlich in der Stadt zu befrie- 
digen. Deshalb muß freizeitgerechte Stadtplanung 
auf die Voraussetzungen urbanen Freizeitverhaltens 
besonderen Wert legen, durch Fußgängerbereiche 
z. B. ebenso wie auch durch kulturelle Institutionen 
verschiedener Art. Die Bundesregierung hält dar- 
über hinaus ein nicht auf bestimmte Aktivitäten ge- 
richtetes Freizeitverhalten und -erleben für wichtig. 
Dazu gehört eine bewußte Gestaltung der Siedlungen 
mit dem Ziel, das Erlebnisfeld des Bürgers zu erwei- 
tern und die bauliche und historische Individualität 
der Gemeinden zu wahren. 

Im Rahmen ihrer Zuständigkeit für das Städtebau- 
recht setzt die Bundesregierung Rahmenbedingungen 
für die Stadtplanung. Sie kann jedoch auf die kon- 


krete Gestaltung einer Gemeinde nicht unmittelbar 
cinwirken, da Träger der Bauleitplanung gemäß § 2 
Abs. 1 des Bundesbaugesetzes (BBauG) nur die Ge- 
meinden sind. Die infrastrukturelle Erschließung von 
Städten und Gemeinden, ihre Ausstattung mit Grün- 
flächen, Spiel- und Sportplätzen und mit Anlagen des 
Gemeinbedarfs unter Berücksichtigung der sozia- 
len und kulturellen Aufgaben von Erneuerungsgebie- 
ten wurde im Städtebauförderungsgesetz (StBauFG) 
als ein Entscheidungskriterium für die Einleitung von 
Stadterneuerungsmaßnahmen besonders herausge- 
stellt. Der Verbesserung von wohnungsnahen Frei- 
zeit-, Spiel- und Sportmöglichkeiten wird in Gebie- 
ten dichter Bebauung und in Stadtgebieten, die durch 
die industriell-wirtschaftliche Entwicklung besonders 
benachteiligt wurden, zunehmend Priorität zuer- 
kann. Die Bundesregierung beobachtet und prüft im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit, wie sich Planung und 
Durchführung von Stadterneuerungsmaßnahmen auf 
den Wohn- und Freizeitwert auswirken. 

Im Rahmen der Bundesprogramme zur Förderung 
städtebaulicher Sanierungs- und Entwicklungsmaß- 
nahmen in den Gemeinden nach § 72 StBauFG sind 
Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen, auf die zur 
Erreichung des Sanierungszwecks nicht verzichtet 
werden kann, förderungsfähig. Hierzu gehören auch 
Freizeit-, Spiel- und Sportanlagen. 

Bereits das Bundesbaugesetz verpflichtet die Ge- 
meinden, bei der Aufstellung von Bauleitplänen auch 
die Freizeitbedürfnisse der Bürger zu beachten. Im 
Rahmen der Novellierung des BBauG ist beabsichtigt, 
den Gemeinden zusätzliche Festsetzungsmöglichkei- 
ten für Freizeiteinrichtungen zu geben. Auch die im 
Entwurf vorgesehene stärkere Beteiligung der Bür- 
ger bei der Bauleitplanung sowie die Verzahnung 
von Bauleitplanung und Entwicklungsplanung wird 
dazu führen, daß Belange der Freizeit verstärkt und 
rechtzeitig in den Planungsprozeß eingebracht wer- 
den können. 

In den Programmen der Bundesregierung für Demon- 
strativ-, Versuchs- und Vergleichsbauvorhaben so- 
wie in dem Sonderprogramm Wohnungsbau für alte 
Menschen werden sogenannte kleinteilige Infrastruk- 
tureinrichtungen gefördert, die besonders der Frei- 
zeit der Bewohner dienen. In dem vom Bund geför- 
derten Demonstrativbauvorhaben Hamburg-Steil- 
shoop wurden z. B. in den zum Wohngrundstück ge- 
hörenden großen Innenhöfen der Gebäude Einrich- 
tungen für Kinder und für wohnungsnahe Freizeit- 
aktivitäten der Erwachsenen angelegt. In den Erd- 
geschoßzonen wurden Kinderspielwohnungen, im 
Dachgeschoß Gemeinschaftseinrichtungen (vielfältig 
nutzbarer Partyraum - Bastelräume) sowie Sonnen- 
terrassen und Saunen eingebaut. Ähnliche Freizeit- 
einrichtungen sind beim INTEGRA-Wettbewerbspro- 
gramm im Rahmen der Versuchs- und Vergleichs- 
bauvorhaben des Bundes geplant. Danach sollen 
Wohnungen, gewerbliche sowie Freizeiteinrichtun- 
gen in einem Baublock erstellt werden. Die Bundes- 
regierung leistet mit diesem Angebot von Möglich- 
keiten, Gemeinschaftseinrichtungen zur Freizeitnut- 
zung in Wohnungsnähe zu schaffen, einen wichtigen 
Beitrag zur Mischung der städtischen Funktionen 
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und damit zur stärkeren Integration von Freizeit- 
angeboten in den Wohnbereich. 


7. Welche Bedeutung kommt nach Auffassung der 
Bundesregierung im Rahmen einer koordinier- 
ten Freizeitpolitik dem Sport mit seinen pädago- 
gischen, sozialen, gesundheitlichen und gesell- 
schaftlichen Möglichkeiten zu? 

Was ist oder wird durch die Bundesregierung ge- 
schehen, um entsprechend vielfältige Maßnah- 
men des Freizeitsports zu fördern? 

Die Bundesregierung hat wiederholt darauf hinge- 
wiesen, daß Sport eine wichtige Antwort auf die 
Freizeit- und Gesundheitsprobleme unserer Zeit ist. 
Sport als Inhalt von Freizeit dient der physischen 
und psychischen Gesundheit und kann zur Entfaltung 
der Persönlichkeit beitragen. In einer hochtechnisier- 
ten Gesellschaft ist Sport zudem als Ausgleich und 
als eine Möglichkeit der aktiven Erholung notwen- 
dig. Die Bundesregierung mißt daher der Entwick- 
lung des Freizeitsports große Bedeutung bei. Neben 
ihrer Mitwirkung im Bereich der Bildungsplanung, 
die auch die breitensportlichen Aspekte des Schul- 
sports umfaßt, und der Förderung des Betriebssports 
im Dienstbereich des Bundes unterstützt die Bundes- 
regierung Förderungsmaßnahmen der zentralen 
Sportorganisation, die dem Breiten- und Freizeitsport 
dienen, für das Bundesgebiet als Ganzes von Bedeu- 
tung sind und von einem Land allein nicht durchge- 
führt werden können. Beispiele sind die finanziellen 
Zuwendungen des Bundes für entsprechende Maß- 
nahmen des Deutschen Turnerbundes (z. B. Freizeit- 
kongreß des Deutschen Turner-Bundes 1974 und 
zentrale Modell-Lehrgänge für Übungsleiter) und für 
zentrale Werbeaktionen (z. B. Fernsehspots des Deut- 
schen Ski- Verbandes). Der Bund stellt für folgende 
breitensportintensive Maßnahmen des Deutschen 
Sportbundes Mittel zur Verfügung: 

— Lehrgänge mit Spitzen- und Landesverbänden für 
breitensportliche Aktionen, 

— Seminare über Volkswettbewerbe und 

— Beratungsdienst im Rahmen des Breiten- und 
Freizeitsports. 

Eine mittelbare Förderung erfahren die Sportvereine 
durch die finanzielle Unterstützung 

— des Deutschen Sportärztebundes bei der Aus- und 
Weiterbildung von Vereinssportärzten, 

— des Ausschusses Deutscher Leibeserzieher bei der 
Weiterbildung von Sportlehrern. 

Von großer Bedeutung für die künftige Entwicklung 
und Förderung des Freizeitsports ist auch die For- 
schung in diesem Bereich, die einen Schwerpunkt der 
Arbeit des dem Bundesminister des Innern nachge- 
ordneten Bundesinstituts für Sportwissenschaft bil- 
det. 

Die Entwicklung des Freizeitsports wird maßgeblich 
von den Bemühungen der Bundesregierung bestimmt, 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit und gemeinsam mit 
den Ländern und Kommunen ausreichende freizeit- 
orientierte Mehrzweckanlagen für Sport, Spiel und 
Erholung zu schaffen. Auch das von der Bundesre- 


gierung am 6. Februar 1974 beschlossene „Einmalige 
Sonderprogramm für Gebiete mit speziellen Struk- 
turproblemen" sieht in Teil A bei begründeten Ein- 
zelfällen Finanzhilfe nach Artikel 104 a Abs. 4 GG 
für Infrastrukturinvestitionen zur Erhöhung des 
Wohn- und Freizeitwertes vor, die für die Entwick- 
lung der betreffenden Gebiete von erheblicher Be- 
deutung sind. 

Moderne Mehrzweckanlagen müssen Kommunika- 
tionszentren sein, einen hohen Freizeitwert gewähr- 
leisten und allen Altersschichten zugute kommen. 
Sie müssen der Nutzung durch Familien gerecht wer- 
den und nach Möglichkeit auch therapeutischen und 
rehabilitativen Zwecken dienen. Die Bundesregie- 
rung ist bestrebt, im Bereich ihrer Finanzierungszu- 
ständigkeit (Zonenrandgebiet) entsprechende Bau- 
maßnahmen in die Wege zu leiten. Sie hat zu die- 
sem Zweck Orientierungsmaßstäbe für Demonstra- 
tiv- und Versuchsbauten erarbeitet. 


8. Wird die Bundesregierung einen angemessenen 
Beitrag leisten, um den besonderen Freizeitbe- 
dürfnissen der Kinder, der alten Menschen, der 
Behinderten, der Groß- und Problemfamilien so- 
wie der ausländischen Bevölkerungsteile gerecht 
zu werden, und zu welchen Schwerpunkten und 
in welchem Maße ist das vorgesehen? 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten einen angemessenen Beitrag leisten, um 
den besonderen Freizeitbedürfnissen der Kinder, der 
alten Menschen, der Behinderten, der Groß- und Pro- 
blemfamilien sowie der ausländischen Bevölkerungs- 
teile gerecht zu werden. Ein Hauptziel der freizeit- 
politischen Konzeption wird der Abbau bereits vor- 
handener gruppenspezifischer Benachteiligungen im 
Freizeitbereich sein. Insbesondere für Bevölkerungs- 
gruppen, die aus zeitlichen oder räumlichen, aus 
ökonomischen oder soziologischen Gründen, wegen 
fehlender Angebote oder mangelnden Zugangs zu 
Informationen über Freizeitmöglichkeiten benachtei- 
ligt sind, muß die Chance geschaffen werden, frei 
verfügbare Zeit überhaupt zu haben, sie als Frei- 
zeit erleben und in freier Wahlentscheidung vielfäl- 
tig nutzen zu können. Zu den im Hinblick auf Frei- 
zeitangebote und eigene Freizeitmöglichkeiten be- 
nachteiligter Gruppen zählen: 

— Arbeitnehmer mit geringem Einkommen; 

— Nacht-, Schicht- und Fließbandarbeiter; 

— ein hoher Anteil der älteren Menschen; 

— Mütter, insbesondere erwerbstätige Mütter; 

— viele Kinder und Jugendliche; 

— kinderreiche Familien, insbesondere Problemfa- 
milien; 

— Behinderte; 

— Teile der Bevölkerung im ländlichen Raum; 

— ausländische Arbeitnehmer; 

— bestimmte soziale Randgruppen. 

Die Bundesregierung wird dieses Problem in Angriff 
nehmen und ihm im Rahmen der bereits gegebenen 
sowie neu zu entwickelnder Planungen und Maßnah- 
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men Priorität einräumen. Dies gilt insbesondere 
für die in Erwägung gezogene Förderung beispielhaf- 
ter und überregional bedeutsamer, integrierter Frei- 
zeit-Modellvorhaben. 

Für eine große Zahl physisch und psychisch im Ar- 
beitsprozeß stark belasteter Menschen - z. B. durch 
Nachtarbeit, Schichtarbeit, Fließbandarbeit, über- 
und Unterforderungsstreß, Monotonie - ist Freizeit 
bisher fast ausschließlich Zeit zur notwendigen Wie- 
derherstellung der Arbeitskraft. Der politische An- 
satz zur Verbesserung so reduzierter Freizeitchancen 
liegt in einer umfassenden Humanisierung der Ar- 
beitswelt. Dieses Ziel wird von der Bundesregierung 
mit Nachdruck verfolgt. Die Humanisierung der Ar- 
beitsbedingungen und Arbeitsbeziehungen ist eine 
dauernde, jedenfalls längerfristige Aufgabe. 

Parallel dazu müssen Freizeitangebote für die ge- 
nannten Arbeitnehmergruppen heute noch vor allem 
bei den Erholungs- und Entspannungsbedürfnissen 
ansetzen. 

Freizeithilfen für ältere Menschen müssen als Teil 
allgemeiner Lebenshilfe verstanden werden. Im ein- 
zelnen werden die besonderen Freizeitbedürfnisse 
dieser Bevölkerungsgruppe im Rahmen der derzei- 
tigen finanziellen Möglichkeiten auch weiterhin be- 
rücksichtigt: 

— bei der Förderung von überregionalen Maßnah- 
men und Modelleinrichtungen (vgl. Drucksache 
7/1645); 

— durch Kostenübernahme bei Herstellung, Ankauf 
und Vorbereitung von Informationsmaterial (z. B. 
die geplanten Schriften „Gesundheits-ABC für 
alte Menschen" und „Sport und Spiel für Ältere"); 

— durch Zuwendungen für zentrale Maßnahmen 
(z. B. Modell-Lehrgänge auf Bundesebene für 
Multiplikatoren im Altensport) ; 

— durch die Förderung von Forschungsvorhaben 
(vgl. Drucksache 7/1416). 

Mütter, insbesondere erwerbstätige Mütter mit klei- 
nen Kindern, benötigen vor allem mehr frei verfüg- 
bare Zeit. Dies setzt kontinuierliche Bemühungen 
um den Ausbau von strukturellen Beschränkungen 
und die zunehmende Bereitstellung solcher Einrich- 
tungen voraus, die eine veränderte Rollenverteilung 
zwischen Mann und Frau ermöglichen. Die Frau muß 
gleiches Recht und gleiche Möglichkeiten für ihre 
Freizeit haben. Nur von dieser Grundlage aus kön- 
nen Chancen zu Aktivitäten, Kontakten, Information 
und Teilhabe am politischen, gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Leben überhaupt wahrgenommen 
werden. Bis zur Erreichung dieser Voraussetzung 
sind für Frauen bessere Freizeitmöglichkeiten ins- 
besondere im Bereich der Weiterbildung nur in Ver- 
bindung mit geeigneten Lösungen zur gleichzeitigen 
Betreuung der Kinder zu schaffen. Die vorhandenen 
Müttererholungseinrichtungen sollten stärker auf 
umfassende, ebenfalls zur Weiterbildung anregende 
Freizeitinhalte ausgerichtet werden. Die Familienfe- 
rienstätten sollten durch geeignete organisatorische 
Vorkehrungen genügend Freiraum für ähnliche Mög- 
lichkeiten schaffen. Zur Verwirklichung dieser Ziel- 


vorstellungen wird die Bundesregierung Modellvor- 
stellungen entwickeln. 

Die Bundesregierung macht durch vielfältige Initia- 
tiven von ihren Möglichkeiten im Bereich der Ju- 
gendhilfe Gebrauch. Sie stützt sich dabei u. a. auf ein 
besonderes Experimentierprogramm innerhalb des 
Bundesjugendplans, mit dessen Hilfe auch freizeit- 
politisch bedeutsame neue Konzeptionen und Metho- 
den entwickelt werden sollen. Das Programm bietet 
insbesondere die Möglichkeit, neue Ansätze in der 
Jugendarbeit zu erproben. Dazu gehören nicht zuletzt 
Modellvorhaben im Bereich der Kinder- und Jugend- 
erholung sowie Versuche in Jugendfreizeitzentren 
und Camps. 

Die Bundesregierung wird im Entwurf eines neuen 
Jugendhilfegesetzes das Feld der außerschulischen 
Jugendarbeit und Jugendbildung stärker konkreti- 
sieren und differenzieren. Dabei ist u. a. auch an eine 
Einzelvorschrift gedacht, mit der die Bedeutung des 
sozialen Lernens in Freizeit, Sport und Erholung her- 
vorgehoben werden soll. Im Zuge der Arbeiten an 
neuen Perspektiven für den Bundesjugendplan wird 
geprüft, inwieweit bei einer Neugewichtung der För- 
derungsaufgaben des Bundesjugendplans in ver- 
stärktem Maße auch den Freizeit- und Bildungsbe- 
dürfnissen von Kindern Rechnung getragen werden 
kann. Eine geplante Aufklärungsschrift über Kinder- 
spielplätze soll den für Anlage und Unterhaltung 
von Spielplätzen Verantwortlichen Anregungen zur 
Gestaltung von Spielplätzen geben, damit den Spiel- 
und Freizeitbedürfnissen von Kindern unterschied- 
lichen Alters besser als bisher entsprochen werden 
kann. 

Den Freizeitbedürfnissen und Freizeitmöglichkeiten 
von Problemfamilien mißt die Bundesregierung im 
Rahmen der Maßnahmen zur gesellschaftlichen Ein- 
gliederung Bedeutung zu. Sie wird darauf hinwir- 
ken, daß geeignete Einrichtungen hierfür zur Ver- 
fügung stehen. 

Bei der Verwendung der Haushaltsmittel, die zur 
Förderung von Hilfen für Behinderte zur Verfügung 
stehen, soll neben Bemühungen um die berufliche 
Eingliederung die Förderung von Freizeitmöglich- 
keiten in den kommenden Jahren einen Schwerpunkt 
bilden. 


9. Wird die Bundesregierung gewährleisten, daß 
alle Zuständigkeiten ausgeschöpft und vielfäl- 
tige Maßnahmen zur sinnvollen Gestaltung von 
Freizeit und Erholung angeregt, eingeleitet, ge- 
plant, gefördert und durchgeführt werden? 

Die Bundesregierung wird die ihr für den Freizeit- 
bereich durch die Verfassung gegebenen Zuständig- 
keiten im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten 
ausschöpfen. Hierbei bieten sich insbesondere die 
vielfältigen Möglichkeiten im Zuge der Förderung 
des Zonenrandgebietes an. 

Die freizeitpolitische Konzeption soll eine Grund- 
lage für die Koordinierung der in diesem Zusammen- 
hang bedeutsamen gesetzgeberischen, administrati- 
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ven, planerischen, investiven sowie Informations- 
und Forschungsvorhaben des Bundes sein. Die Bun- 
desregierung geht davon aus, daß mit dem Vorliegen 
dieser, von allen berührten Bundesministerien ge- 
meinsam erarbeiteten Konzeption bereits laufende 
Aktivitäten zunehmend besser aufeinander abge- 
stimmt, gegebenenfalls gebündelt und die verfügba- 
ren Mittel somit insgesamt wirkungsvoller einge- 
setzt werden können. Darüber hinaus sollen mit der 
Konzeption Anstöße zur Aufnahme notwendiger 
neuer Vorhaben gesetzgeberischer, administrativer, 
planerischer oder investiver Art gegeben werden. 
Die Bundesregierung wird geeignete Formen der 
hierfür erforderlichen interministeriellen Koordina- 
tion entwickeln. 

Gleichzeitig soll die Konzeption die Erörterung von 
freizeitpolitischen Zielvorstellungen, Planungen und 


Maßnahmen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
! erleichtern. Die Zusammenarbeit mit den zahlreichen 
i auf diesem Gebiet bereits tätigen Institutionen soll 
i intensiviert werden und neue Impulse erhalten. 
Soweit unmittelbare Zuständigkeiten des Bundes 
nicht gegeben sind, ist vorgesehen, die zuständigen 
Stellen mit der Ausarbeitung von Empfehlungen zu 
unterstützen. Die Bundesregierung wird in diesem 
Zusammenhang bemüht sein, die Freizeitforschung 
insbesondere auch im Hinblick auf die Erfordernisse 
von Politik und Praxis zu intensivieren sowie die 
Grundlage für eine aufgabengerechte Freizeitpla- 
nung zu verbessern. 

Durch verstärkte Informations- und Aufklärungs- 
tätigkeit soll über vorhandene Möglichkeiten und 
Angebote unterrichtet und zur aktiven Entwicklung 
i eigener Freizeitideen angeregt werden. 
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